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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

Update BMF: Vorübergehende Verlängerung der Reinvestitionsfristen bei 
der Rücklage für Ersatzbeschaffung 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 13. Januar 2021 ein 
Schreiben zur vorübergehenden Verlängerung der Reinvestitionsfristen bei der 
Rücklage für Ersatzbeschaffung veröffentlicht. 

Durch das vorliegende BMF-Schreiben verlängern sich die in R 6.6. EStR 
geregelten Fristen für die Ersatzbeschaffung oder Reparatur bei Beschädigung 
jeweils um ein Jahr, wenn die genannten Fristen ansonsten in einem nach dem 
29. Februar 2020 und vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirtschaftsjahr ablaufen 
würden. 

Update (21. September 2022) 

Mit Schreiben vom 20. September 2022 (IV C 6 - S 2138/19/10002 :003) hat das 
BMF die Reinvestitionsfristen für die Rücklage für Ersatzbeschaffung bis zum 
31.12.2023 erneut jeweils um ein Jahr wie folgt verlängert: 

Die Fristen für die Ersatzbeschaffung oder Reparatur bei Beschädigung nach 
Bildung einer Rücklage nach R 6.6 Absatz 4 EStR verlängern sich jeweils um drei 
Jahre, wenn die Rücklage ansonsten am Schluss des nach dem 29. Februar 
2020 und vor dem 1. Januar 2021 endenden Wirtschaftsjahres aufzulösen wäre. 
Die genannten Fristen verlängern sich um zwei Jahre, wenn die Rücklage am 
Schluss des nach dem 31. Dezember 2020 und vor dem 1. Januar 2022 
endenden Wirtschaftsjahres aufzulösen wäre. Sie verlängern sich um ein Jahr, 
wenn die Rücklage am Schluss des nach dem 31. Dezember 2021 und vor dem 
1. Januar 2023 endenden Wirtschaftsjahres aufzulösen wäre.  

Mehr zum Thema finden Sie hier.   

 

BMF: Steuerfreie Lieferungen an Streitkräfte und Diplomaten in anderen 
Mitgliedstaaten  

Vor dem Hintergrund der im Rahmen des Jahressteuergesetzes 2020 sowie des 
Gesetzes zur Umsetzung unionsrechtlicher Vorgaben im Umsatzsteuerrecht 
erfolgten Änderungen hat das BMF-mit Schreiben vom 16. September 2022 das 
mit vorherigem Schreiben vom Juni 2011 bekannt gemachte Vordruckmuster für 
den Nachweis der Voraussetzungen der Umsatzsteuerbefreiung im 
Gastmitgliedstaat nach § 4 Nr. 7 Satz 5 Umsatzsteuergesetz durch ein aktuelles 
Muster ersetzt. 

Das neue Muster in deutscher, englischer und französischer Sprache ist für 
Umsätze anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2022 bewirkt werden. 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228818/update-bmf-voruebergehende-verlaengerung-der-reinvestitionsfristen-bei-der-ruecklage-fuer-ersatzbeschaffung/
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Die Regelungen in § 4 Nr. 7 Satz 1 Buchst. e und f UStG betreffen die 
Steuerbefreiung von Leistungen im Zusammenhang mit der Gemeinsamen 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik der Union und wurden im Zuge des 
Jahressteuergesetzes 2020 eingeführt. Die Gesetzesänderung dient der 
Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/2235 des Rates vom 16.12.2019. Die 
Regelungen sind auf Umsätze anzuwenden, die nach dem 30. Juni 2022 
ausgeführt werden. 

Daneben wurde § 4c in das Umsatzsteuergesetz eingefügt, der Regelungen zur 
Steuervergütung für Leistungsbezüge europäischer Einrichtungen insbesondere 
in Reaktion auf die COVID-19-Pandemie enthält. Unionsrechtliche Grundlage ist 
insoweit die Richtlinie (EU) 2021/1159 des Rates vom 13. Juli 2021. Diese 
Regelungen sind rückwirkend zum 1. Januar 2021 anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF-Schreiben vom 16. September 2022 (III C 3 - S 7158-e/22/10001 :001). 

 

 

Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 22. September 2022 

 
 
 
Hat die nach dem AMG fachlich zuständige Behörde entschieden, 
dass es sich bei den in einer Postsendung enthaltenen Produkten 
um Arzneimittel handelt, die gemäß § 73 AMG einem 
Verbringungsverbot unterliegen, so ist das HZA an diese 
Entscheidung gebunden. 
 
Ob die Entscheidung der zuständigen Arzneimittelbehörde 
rechtmäßig ist, kann wegen der Feststellungswirkung der 
fachbehördlichen Entscheidung im finanzgerichtlichen Verfahren 
nicht überprüft werden. Rechtsschutz ist insoweit im 
verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu suchen. 
 
Zum Urteil  
 
 
 

  

Urteil VII R 4/19:  
Nichtannahme einer 
Zollanmeldung wegen 
Verstoßes gegen das 
Arzneimittelgesetz 
 
 
 
17. Mai 2022 

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/2022-09-16-umsatzsteuerbefreiung-nachweis-der-im-gastmitgliedstaat-geltenden-voraussetzungen.pdf?__blob=publicationFile&v=1
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210169/
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Bei der sog. doppelten Treuhand kann (auch) nach Eintritt des 
Sicherungsfalles ein steuerrechtlich anzuerkennendes 
Treuhandverhältnis i.S. des § 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 2 AO vorliegen. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 
 
 
 
Ist nach dem entgeltlichen Erwerb eines Anteils an einer 
vermögensverwaltenden Personengesellschaft streitig, in welcher 
Höhe dem Erwerber auf die (anteilig miterworbenen) abnutzbaren 
Wirtschaftsgüter des Gesamthandsvermögens AfA zusteht und in 
welchem Umfang der auf der Gesellschaftsebene ermittelte und 
ihm zugerechnete Ergebnisanteil deshalb korrigiert werden muss, 
ist der Erwerber zum Klageverfahren der Gesellschaft gegen den 
Feststellungsbescheid notwendig beizuladen. 
Hat der Gesellschafter einer vermögensverwaltenden 
Personengesellschaft seinen Anteil entgeltlich erworben, kann er 
AfA auf die anteilig miterworbenen abnutzbaren Wirtschaftsgüter 
des Gesamthandsvermögens nur nach Maßgabe seiner 
Anschaffungskosten und der Restnutzungsdauer des jeweiligen 
Wirtschaftsguts im Zeitpunkt des Anteilserwerbs beanspruchen. 
 
Bei der Ermittlung der AfA-Berechtigung des Erwerbers nach 
entgeltlichem Anteilserwerb erhöhen die dem Anteil 
entsprechenden Gesellschaftsschulden die Anschaffungskosten 
des Erwerbers, soweit sie den anteilig miterworbenen abnutzbaren 
Wirtschaftsgütern des Gesamthandsvermögens direkt zugeordnet 
werden können. Die Anschaffungskosten des Anteilserwerbers 
sind, soweit sie den Buchwert der erworbenen Beteiligung 
übersteigen, den anteilig miterworbenen Wirtschaftsgütern des 
Gesamthandsvermögens nach dem Verhältnis der in ihnen 
ruhenden stillen Reserven einzeln zuzuordnen.  
Beim anteiligen Miterwerb von bebauten Grundstücken des 
Gesamthandsvermögens ist - soweit es um die AfA des 
Anteilserwerbers geht - eine erneute Aufteilung der anteiligen 
Anschaffungskosten auf Grund und Boden einerseits und Gebäude 
andererseits erforderlich. 
 
Zum Urteil 
 
 

  

Urteil I R 19/18: 
Einkünftezurechnung 
bei sog. Doppelter 
Treuhand 
 
 
4. Mai 2022 
 

 

 

Urteil IX R 22/19: AfA-
Berechtigung des 
Erwerbers nach 
entgeltlichem Erwerb 
eines Anteils an einer 
vermögensver-
waltenden 
Personengesellschaft 
 
 
 
3. Mai 2022 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210168/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210170/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210170/
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Für die wirtschaftliche Eingliederung i.S. von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG 
müssen die Unternehmensbereiche von Organträger und 
Organgesellschaft miteinander verflochten sein. Dabei kann die 
wirtschaftliche Eingliederung auch auf der Verflechtung zwischen 
den Unternehmensbereichen zweier Organgesellschaften beruhen. 
Es müssen aber mehr als nur unerhebliche Beziehungen zwischen 
den Unternehmensbereichen bestehen. Hieran fehlt es bei der 
Vermietung von ohne weiteres austauschbaren Büroräumen. 
Nach § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG kann im Verhältnis zwischen zwei 
Schwestergesellschaften nicht bestimmt werden, welche 
Schwestergesellschaft Organträger und welche Organgesellschaft 
ist, so dass ohne Einbeziehung des gemeinsamen Gesellschafters 
keine Organschaft zwischen den beiden Schwestergesellschaften 
besteht (Festhalten an BFH-Urteil vom 01.12.2010 - XI R 43/08, 
BFHE 232, 550, BStBl II 2011, 600). 
 
Zum Urteil 
 
 
 
 

Rechtsprechung im Blog 
 

EuGH zum Vorsteuerabzug: Kein automatischer Rechtsmissbrauch bei 
Insolvenz des Lieferanten 
Der Europäische Gerichtshof hat in einem Fall aus Litauen entschieden, dass es 
gegen EU-Recht verstößt, wenn die dortige Behörde den Vorsteuerabzug wegen 
angeblichem Rechtsmissbrauch verweigert, weil der Verkäufer zum Zeitpunkt der 
Transaktion zahlungsunfähig ist. Zum einen ist die bloße Möglichkeit der 
Nichtzahlung einer Steuer noch kein Steuerbetrug, zum anderen werden damit 
Geschäfte mit Unternehmen in finanziellen Schwierigkeiten praktisch unmöglich 
gemacht. 

 
Hintergrund 
In dem litauischen Vorabentscheidungsersuchen ging es vor dem EuGH um die 
Auslegung der Begriffe „Mehrwertsteuerbetrug und Recht auf Vorsteuerabzug“. 
Oder wie es die Generalanwältin (GA) in der Einleitung zu ihren Schlussanträgen 
treffend auf den Punkt brachte: „Dabei könnte man an eine Passage des 
„Zauberlehrlings“ von Johann Wolfgang von Goethe denken: ‘Herr, die Not ist 
groß! Die ich rief, die Geister werd ich nun nicht los‘. Denn dieses 
Vorabentscheidungsverfahren zeigt erneut die Unsicherheiten und Probleme auf, 
die entstehen, wenn das Mehrwertsteuerrecht weniger klassisch verstanden, 
sondern in der Rechtsprechung auch zur Bekämpfung von Betrug und 
Missbrauch genutzt wird.“ 
Nach dieser Rechtsprechungslinie soll die Finanzverwaltung u. a. berechtigt oder 
gar verpflichtet sein, einem Mehrwertsteuerpflichtigen das Recht auf 
Vorsteuerabzug zu versagen, wenn dieser wusste oder hätte wissen müssen, 

Urteil V R 23/21: 
Organschaft bei 
GmbH & Co. KG 
 
 
1. Februar 2022 
 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210116/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202210116/
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dass ein Umsatz vor oder nach ihm in einer Leistungskette in einen 
Mehrwertsteuerbetrug involviert war oder dass der Steuerpflichtige wusste oder 
wissen musste, dass der Vertragspartner möglicherweise die von ihm 
geschuldete Mehrwertsteuer nicht bezahlen werde. Der aktuelle Fall aus Litauen 
gab dem EuGH erneut die Gelegenheit, die Grenzen seiner 
„Betrugsrechtsprechung“ aufzuzeigen. 
Einem Unternehmen, das von seinem bei ihm hochverschuldeten Schuldner zur 
Deckung eines Teils der Schulden Gegenstände übernimmt, könnte immer 
vorgeworfen werden, dass es hätte wissen müssen, dass der Schuldner die 
entstandene Mehrwertsteuer aus dem Verkauf des Gegenstandes 
möglicherweise nicht abführen wird (bzw. werden kann). In Litauen scheint dies 
jedoch mittlerweile, so die GA, die ständige Praxis der Finanzverwaltung 
geworden zu sein. Dort wird der Erwerb von Gütern eines in finanziellen 
Schwierigkeiten befindlichen Unternehmens als rechtsmissbräuchlich bezeichnet 
und deswegen der Vorsteuerabzug versagt. 
 
EuGH-Entscheidung 
Der EuGH hat nun diese Regelung als nicht unionstauglich eingestuft: 
Art. 168 Buchst. a der Richtlinie 2006/112/EG des Rates vom 28. November 2006 
über das gemeinsame Mehrwertsteuersystem in Verbindung mit dem Grundsatz 
der steuerlichen Neutralität ist dahin auszulegen, dass er einer nationalen Praxis 
entgegensteht, nach der dem Käufer im Rahmen des Verkaufs eines Grundstücks 
zwischen Steuerpflichtigen das Recht auf Vorsteuerabzug allein deshalb versagt 
wird, weil er wusste oder hätte wissen müssen, dass sich der Verkäufer in 
finanziellen Schwierigkeiten befand oder gar zahlungsunfähig war und dass 
dieser Umstand möglicherweise zur Folge hat, dass der Verkäufer die 
Mehrwertsteuer nicht an den Fiskus zahlen würde oder nicht würde zahlen 
können. 
 
Fazit des Urteils 
Der EuGH trifft somit, auch über den entschiedenen Fall hinaus, folgende 
konkrete Feststellung: Ein Steuerpflichtiger, der Schuldner einer vollstreckbaren 
Forderung ist und sich in finanziellen Schwierigkeiten befindet, der im Rahmen 
eines gesetzlich geregelten Zwangsversteigerungsverfahrens einen seiner 
Gegenstände verkauft, um seine Schulden zu tilgen, und dann die hierfür 
geschuldete Mehrwertsteuer erklärt, aber später wegen dieser Schwierigkeiten 
die Mehrwertsteuer ganz oder teilweise nicht entrichten kann, macht sich nicht 
schon aus diesem Grund eines Mehrwertsteuerbetrugs schuldig. Folglich kann 
dem Käufer eines solchen Gegenstands unter diesen Umständen erst recht nicht 
vorgeworfen werden, dass er wusste oder hätte wissen müssen, dass er mit dem 
Erwerb dieses Gegenstands an einem Umsatz beteiligt war, der in einen 
Mehrwertsteuerbetrug verwickelt ist. 
 
Fundstelle 
EuGH-Urteil vom 15. September 2022 (C-227/21), HA.EN. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 

https://curia.europa.eu/juris/document/document.jsf?text=&docid=265549&pageIndex=0&doclang=DE&mode=req&dir=&occ=first&part=1&cid=11809
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/233629/input-vat-in-case-of-insolvency-of-the-seller-may-be-deductible/
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E-MAIL SENDEN 

 

Weitere interessante News und 
Entscheidungen finden Sie in unserem 
Blog Steuern & Recht  
 
 
 
 

HIER 
 

ZUM SEMINAR 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
Business Meldungen 
 
Krieg in der Ukraine: Lagebild zur aktuellen Situation in der Ukraine,  
Überblick zur aktuellen Situation in der Ukraine 
Die Datei finden Sie hier. 

 
Terminplaner 
  
Webinar-Reihe: Mit Tax & Legal PS 
durchs Jahr 
7. Oktober 2022 / Virtuell 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 

Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:PwC_Mandanteninformation@de.pwc.com
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/
https://www.pwc-events.com/steuernzumfruehstueck
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html?id=ID.246008_R.255725
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/233647/krieg-in-der-ukraine-lagebild-zur-aktuellen-situation-in-der-ukraine-20.-september-2022/
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
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